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Thure von Uexküll

Approbatioosordouog uod Studieoreform
Erinnerung an die Zukunft

t. Die Approbaûonsordnung als Sündenbock
Wer die Urteile westdeutscher Hochschullehrer über die Approbations-
ordnung liest, erhält den Eindruck, daß der medizinischen Ausbildung
kein schlimmerer Schlag hätte versetzt werden können als durch den Erlaß
dieser Regelung. Die Approbationsordnung als Sündenbock für die Mise-
re unserer Medizinerausbildung entlastet die Hochschullehrer von aller
Schuld an den betrüblichen Verhältnissen.

Aber wie liegen die Dinge wirklich? Was waren die Gründe, die damals
zu der Neuordnung führten? Wie sahen die Ziele aus, was wurde erreicht,
was nicht und woran liegen die Mißerfolge? Ohne eine sachliche Darstel-
lung der geschichtlichen Entwicklung, ohne Analyse der Situation vor
dem Erlaß der Approbationsordnung kann man die komplexen Probleme
der Gegenwart nicht verstehen. Die folgende Darstellung will dafür einen
Beitrag leisten.

2. Die beiden Grundübel unserer Medizinerausbildung
Das Medizinstudium in Deutschland leidet an zwei Grundübeln, die beide
mit einer Überschätzung des Staates als Ordnungsfaktor in der Berufsaus-
bildung zusammenhängen:

1. Das Medizinstudium wird zentral durch eine staatlich erlassene Aus-
bildungsordnung geregelt, die als eingleisiges Steuerungsinstrument ohne
Rückkoppelung funktioniert. Novellierungen sind nur sehr schwer und
nur durch Änderung eines Bundesgesetzes möglich.

2. Die Entwicklung der Medizin als Wissenschaft ist mit dem medizini-
schen Unterricht gekoppelt. Nur Fächer, die an der Studentenausbildung
teilnehmen, werden mit Kliniken, Instituten, Stellen und Geldmitteln aus-
gestattet. Diese Regelung mag Ende des vorigen und Anfang dieses Jahr-

ARGUMENT·SONDERBAND AS 86 ©



Approbationsordnung und Studienreform 125

hunderts sinnvoll gewesen sein. Mit der immer rascheren Entwicklung der
Medizin und der immer weitergehenden Aufteilung der großen Fächer in
Spezialdisziplinen wurde diese Koppelung für den Unterricht zunehmend
verhängnisvoll. Eine Reform der medizinischen Fakultäten, die unter dem
Aspekt des Entwicklungsstandes der Medizin dringend erforderlich, aber
nur über die Einführung neuer Studienfächer möglich ist, gerät immer
mehr in Widerspruch zu den Bedürfnissen einer qualifizierten ärztlichen
Ausbildung. Statt ein Basiswissen und -können zu vermitteln und Spezial-
kenntnisse der Weiterbildung nach dem Staatsexamen zu überlassen, müs-
sen - um die Existenzberechtigung der neuen Fächer zu dokumentieren
_ überfüllte Studienpläne in Kauf genommen werden.

3. Die Situation vor Erlaß der Approbationsordnung

3.1. Der Unterricht
In der »Bestallungsordnung für Ärzte«, die noch aus den achtziger Jahren
des vorigen Jahrhunderts stammte, waren diese beiden Übelstände zemen-
tiert. Die Bestallungsordnung war Organ einer zentral gelenkten medizini-
schen Ausbildung und ein Machtverteilungsinstrument. - Sie erteilte den
Lehrauftrag nicht an medizinische Fakultäten, sondern an Fächer, denen
sie mit der Angabe der Stundenzahlen vorschrieb, welche Vorlesungen und
Kurse wöchentlich gehalten werden mußten. Die Fakultäten waren für
den Unterricht nicht zuständig und daher auch nicht an ihm interessiert.
Didaktik, Unterrichtsplanung, Curriculum-Forschung waren unbekannte
Begriffe. Die Lehre hatte kein Prestige. Der Aufstieg für den Nachwuchs
war einseitig an Bewährung in der Forschung gebunden. Bewährung im
Unterricht zählte nicht. Die Stundenpläne wurden von einer Dekanatsse-
kretärin nach telefonischer Rückfrage bei den Fachvertretern zusammen-
gestellt. Ich habe vor dem Erlaß der Approbationsordnung keine einzige
Fakultätssitzung erlebt, in der über Unterrichtsfragen gesprochen wurde.

Dabei waren die Studienpläne schon damals überfüllt, unkoordiniert
und mit Wissensstoff belastet, der nicht in die Ausbildung gehörte. Auf
der anderen Seite fehlten ganze Gebiete, die für die Berufsausübung wich-
tig sind. Zwei Beispiele mögen das illustrieren:

Als Ausbildungsziel nannte die Bestallungsordnung den praktischen
Arzt. An den medizinischen Fakultäten wurden die Studenten von 21 Spe-
zialisten, aber von keinem praktischen Arzt unterrichtet. Jeder Spezialist
lehrte den Stoff, der ihm für sein Fach wichtig schien, ohne Kenntnis von
dem, was in den Nachbarfächern gelehrt wurde. Die Interpretation des
heterogenen Wissens blieb den Studenten überlassen. Das Ergebnis war,
daß nach übereinstimmender Bekundung niedergelassener Praktiker etwa
10 Jahre nach dem Staatexamen nötig waren, um als Autodidakt die für
die Ausübung des Berufes als praktischer Arzt erforderliche Sachkenntnis

ARGUMENT-SONDERBAND AS 86 ©



126 Thure von Uexküll

und Sicherheit zu erwerben. (Heidelberger Gespräche, Schriftenreihe des
Berufsverbandes der Praktischen Ärzte, Köln 1964).

Das andere Beispiel: An den medizinischen Fakultäten gab es keinen
Unterricht in medizinischer Psychologie. Die Bestallungsordnung schrieb
vor, daß medizinische Psychologie von dem Physiologen geprüft werden
sollte.

3.2. Die Prüfungen
Der bundeseinheitliche Lehrplan regelte zwar, welche Fächer am Unter-
richt beteiligt waren und die Zahl der von ihnen abzuhaltenden Vorlesun-
gen und Kurse. Er regelte aber nicht das in der Prüfung nachzuweisende
Wissen und Können. Jeder einzelne Fachvertreter bestimmte allein, was er
lehrte und was er prüfte. Im Examen prüfte er darüber hinaus seine eige-
nen didaktischen Fähigkeiten. - Die Studenten, die den Besuch der Lehr-
veranstaltungen durch Testate nachzuweisen hatten, wurden in Unmün-
digkeit gehalten. Sie lernten nicht für das Examen, sondern für den jewei-
ligen Ordinarius und dessen Vorlieben, oder, wie man es nannte, seinen
Mätzchenkatalog.

Die bundeseinheitliche Form des Studiums war durch diese Regelung le-
diglich Fassade.

4. Die Situation der Medizin als Wissenschaft
Durch die schwerfällige Prozedur zur Einführung einer neuen Disziplin,
die jedesmal eine Änderung des Bundesgesetzes erforderte und durch den
zähen Widerstand der etablierten Fächer gegen jede Änderung der beste-
henden Verhältnisse, war die Entwicklung der Medizin als Wissenschaft
weitgehend blockiert. Steudel hat errechnet, daß die Innovationszeit, d.h.
die Zeit, die von der ersten Forderung nach der Zulassung eines neuen Fa-
ches bis zu der entsprechenden Änderung der Bestallungsordnung ver-
ging, im Durchschnitt 30 Jahre betrug (Dissertation, Kiel 1973).

1956 waren zwei Referentenentwürfe des Bundesgesundheitsministeri-
ums, welche die Zulassung der Röntgenologie als selbständiges Lehr- und
Prüfungsfach vorsahen, am Widerstand der Inneren Medizin und Chirur-
gie gescheitert. Diese Situation schuf im Ministerium die Bereitschaft für
eine grundlegende Änderung der Ausbildungsregelung.

5. Die Aufgaben für eine Neuordnung der medizinischen Ausbildung
Für den Gesetzgeber war die Beseitigung der folgenden Mängel vordring-
lich

1. Die Ausbildungszeit war zu lang. Sie sollte von 8 auf 6 Jahre verkürzt
werden. Diese Regelung war auch durch die Notwendigkeit einer Anpas-
sung an die anderen europäischen Länder geboten.

2. Die Ausbildung war nicht effektiv und berufsfremd. Unter dem
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Zwang, immer neue Fächer am Unterricht zu beteiligen, war zunächst die
Studienzeit verlängert worden.· Als das nicht mehr ausreichte, hatte man
den praktischen Unterricht aus dem Studium entfernt und in eine Medizi-
nalassistentenzeit nach dem Staatsexamen verlegt. So lernten die Studen-
ten bis zum Staatsexamen theoretisches Wissen ohne Praxisbezug, das
nach dem Examen rasch vergessen war. Danach lernten sie dann Praxis
ohne Theorie

Das Ziel war daher, Praxis und Theorie in Form eines Unterrichts in
kleinen Gruppen am Krankenbett wieder zusammenzuführen. Dafür soll-
te das Gewicht der großen Vorlesungen reduziert werden, deren Stoff zum
größten Teil aus Lehrbüchern angeeignet werden kann. Die Erfindung der
Buchdruckerkunst sollte auf diese Weise auch für die Medizinerausbil-
dung genutzt werden.

3. Die Ausbildung war einseitig naturwissenschaftlich. Ein Unterricht in
Verhaltenswissenschaften fehlte vollständig. Das Ziel war daher die Ein-
führung der entsprechenden Gebiete in den Medizinunterricht.

4. Die fehlende Koordination zwischen den verschiedenen Fächern soll-
te durch Einführung eines problemorientierten anstelle des bisherigen
fachorienten Unterrichts erreicht werden.

Die Verwirklichung all dieser Ziele hätte die Beseitigung der beiden
Grundübel zur Voraussetzung gehabt. Das war jedoch, zum Teil aus for-
maljuristischen Gründen nicht möglich. So konnten nur Umwege und
Kompromisse Regelungen erreichen, welche die Übelstände milderten.
Zwei dieser Regelungen sind besonders bedeutsam:

I. Der schwerfällige Steuerungsmechanismus, der zentralen Studienre-
gelung sollte durch den Einbau eines Rückkoppelungssystems anpas-
sungsfähiger werden.
2. Die enge Verknüpfung von Entwicklung der Medizin und Unterrichts-
gestaltung sollte durch eine Trennung von Fachinteressen und Lehrauftrag
gelockert werden.

Zu 1: Rückkoppelung setzt Erfolgskriterien und Messung voraus. Der
Erfolg einer Studienordnung kann kurzfristig nur durch Examina gemes-
sen werden. Das Ziel war daher der Umbau der Bestallungsordnung aus
einem Unterrichtsprogramm in eine Examensordnung: Das im Examen
nachzuweisende Wissen und Können sollte definiert werden und an die
Stelle des Nachweises der Teilnahme an vorgeschriebene Unterrichtsveran-
staltungen treten.

Objektive schriftliche Examina sollten die mündlichen Wissensprüfun-
gen ersetzen. Für Prüfungen in den Fertigkeiten waren anfangs mündliche
Examina durch eine Bundeskommission ins Auge gefaßt worden. Dieser
Plan wurde fallengelassen und durch mündliche Prüfungen nach den
Praktika (»Scheinprüfungen«) ersetzt.

Zu 2: Der Lehrauftrag sollte nicht mehr an Fächer, sondern an die Fa-
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kultäten gegeben werden. Sie sollten die Aufgaben erhalten, Curricula zu
entwickeln, die optimal geeignet sind, das definierte Examenswissen und
Können zu vermitteln.

Das Ziel dieser Regelungen war einmal, den Fakultäten - wie in den
angelsächsischen Ländern - die Unterrichtsentwicklung als zentrale Auf-
gabe zuzuweisen, um damit das Prestige der Lehre zu erhöhen; zum ande-
ren sollte den Studenten die Möglichkeit gegeben werden, Selbstverant-
wortung für ihre Ausbildung zu übernehmen. Sie sollten lernen können,
wie man lernt, z.B. durch freiwillige Kontrollen ihres Wissensstandes im
Vergleich mit den definierten Examenszielen.

6. Die Approbationsonlnung als Versuch, diese Ziele in
Realität umzusetzen

Ich will von den Änderungen, welche die Approbationsordnung schließ-
lich brachte, nur die wichtigsten und umstrittensten nennen: Das zentrale
Prüfungsinstitut in Mainz und die schriftlichen Examina nach dem Multi-
ple-choice-Verfahren. Beide Regelungen stellten ein völliges Novum dar.
Das Mainzer Institut hat zwei Aufgaben von zentraler Wichtigkeit:

I. Die Definition des Examenswissens in Form von »Gegenstandskata-
logen«, die es vermeiden, den Stoff bestimmten Fächern zuzuteilen.

2. Die Vorbereitung und Auswertung der schriftlichen Prüfungen. Sie
sollte nach dem Muster des Institute of medical examiner in Philadelphia
erfolgen. das die Prüfungen für fast alle medical schools in den USA her-
stellt. Zu diesem Zweck werden Hochschullehrer der Medizinischen Fa-
kultäten beauftragt, Examensfragen herzustellen, die den hohen Anforde-
rungen entsprechen, die an gute Multiple-choice-Fragen zu stellen sind.
Sie werden darin von Fachleuten für Statistik- und Prüfungswesen des In-
stituts unterstützt.

Diese Regelung schafft eine neue Situation, von der drei Punkte hervor-
zuheben sind:

1. Der Gesetzgeber hat die Verantwortung für die Definition der Quali-
ftkation als Arzt praktisch an die Fakultäten delegiert, deren Vertreter die
Gegenstandskataloge bearbeiten. Damit ist die Möglichkeit einer Rück-
koppelung in die Ausbildungsordnung aufgenommen; denn jetzt können
die in den Gegenstandskatalogen definierten Ausbildungsziele jederzeit
aufgrund einer Überprüfung ihrer Eignung für die Berufsausübung geän-
dert werden.

2. Bei entsprechender Einsicht der Länderminister könnte jetzt auch der
Machtanspruch der Fächer zugunsten einer ausgeglichenen und nicht
überfrachteten Ausbildung neutralisiert werden.

3. Die bundeseinheitlichen objektiven Examina prüfen nicht nur die
Studenten, sondern auch die didaktischen Leistungen der Hochschulleh-
rer und der Fakultäten. Sie prüfen letztenendes auch die Leistungen der
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Hochschullehrer, welche die Examensfragen konstruiert haben. Damit
wird die Notwendigkeit für Hochschuldidaktik, Curriculum- und Exa-
mensforschung offensichtlich, und damit könnte auch das Prestige der
Lehre gehoben werden.

Alle drei Punkte enthalten jedoch genügend Zündstoff, um die teilweise
erbitterten Kritiken an dem Institut und der neuen Prüfungsregelung zu
erklären. Hier wäre eine sachliche Diskussion der Möglichkeiten und Defi-
zite der neuen Regelung und ihrer Konsequenzen dringend nötig.

Dabei wäre unter anderem zu klären, woher der Widerstand gegen eine
Hochschuldidaktik kommt, die doch letztenendes nur die für jede Wissen-
schaft selbstverständliche Aufgabe übernimmt, die eigenen Methoden kri-
tisch zu überprüfen. Woher kommt der Widerstand gegen die Ausweitung
dieser Aufgabe auch auf die Lehre? Die teilweise berechtigten Kritiken an
den überfrachteten Gegenstandskatalogen und an schlechten Prüfungs-
fragen fallen zu einem erheblichen Teil auf die Kritiker zurück; denn so-
wohl die Gegenstandskataloge wie die Prüfungsfragen werden nicht von
dem Mainzer Institut, sondern von den Hochschullehrern gemacht, die als
Experten von dem Institut berufen werden.

Die Defizite der Approbationsordnung liegen, abgesehen von der Tat-
sache, daß die Bewertungen der Prüfungen durch formalistische Vor-
schriften zu sehr eingeengt ist, auf anderen Ebenen. Sie betreffen vor al-
lem die folgenden Punkte:

1. Die Einteilung des Studienganges in vier Abschnitte (Physikum,
Staatsexamen 1, 2 und 3) erschwert eine longitudinale Integration und be-
hält die Trennung in eine naturwissenschaftliche und eine klinische Aus-
bildung bei.

2. Die Forderungen nach Integration des Lehrstoffes und nach einem
problemorientierten Unterricht haben nur deklamatorischen Wert.

3. Das gleiche gilt für die Forderung eines Unterrichts in kleinen Grup-
pen, deren Zahl nicht festgelegt ist.

7. Die Situation nach dem Erlaß der Approbaëoasordnuag
Einen der wenigen sachlichen Artikel zu diesem Thema schrieb Bochnik in
der FAZ am 12.10.1981:

»Die Reform der ärztlichen Ausbildung ... war überfällig wegen unzureichender
praktischer Ausbildung und wegen thematischer Lücken .. , Das Ergebnis dieser
Reform, die heute gültige Approbationsordnung, gerät (abgesehen vom Prü-
fungswesen) recht gut, und man hätte mit ihr (wie mit anderen modernen Re-
formmodellen) gute Ärzte heranbilden können ... Die praxisorientierte Reform
von 1970 bekam jedoch keine Bewährungschance. Ihr bestes Stück, der Klein-
gruppenunterricht, wurde vom Massenstudium erdrückt, weil rund drei Mal
mehr Studenten in die Universitätskliniken geschickt wurden, deren Ausbil-
dungskapazitäten eher rückläufig sind.«
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Ein anderer Grund für den bisherigen Mißerfolg der mit der Approba-
tionsordnung gegebenen Reformansätze ist das Unverständnis der Län-
derrninister. Sie haben nicht begriffen, daß eine moderne ärztliche Ausbil-
dung ein hohes Maß an Flexibilität und Verantwortung der Fakultäten für
die Entwicklung geeigneter Curricula erfordert. Versuche, die Fakultäten
auch personell für die neuen Aufgaben einer Curriculurnplanung und -er-
probung auszurüsten, sind fast überall gescheitert. Der Versuch einer Ent-
koppelung von Unterricht- und Fachinteressen ist ebenfalls nicht gelun-
gen, da die Ministerien nach wie vor die Existenzberechtigung eines Fa-
ches von der Beteiligung am Unterricht abhängig machen. Die verzweifel-
ten Kämpfe im Mainzer Institut urn eine prozentuale Beteiligung kleiner
Fächer an Prüfungsfragen sind das Resultat.

Aber auch nur wenige Hochschullehrer haben bisher die Chance und
die Verantwortung begriffen, die ihnen mit der neuen Approbationsord-
nung zugefallen sind. Sie haben wenig oder nichts dazu beigetragen, die
Fakultäten für ihre neuen Aufgaben vorzubereiten. Große Studentenzah-
len dienen mancherorts als willkommenes Argument, um bereits einge-
führte Reformen des Unterrichts wieder abzubauen und so möglichst
rasch wieder zu dem Zustand zurückzukehren, der vor dem Erlaß der Ap-
probationsordnung herrschte.

Eberhard Göbel und Udo Schagen

Gèsundheitsbewegung wohin?

Vorbemerkung: Der folgende Aufsatz ist eine subjektiv formulierte Stellungnah-
me zum Problem der »zwei Bewegungen« im Gesundheitsbereich. Er soll nicht
Ersatz für die weitergehende Analyse sein, sondern Eröffnung einer Diskussion.

Die neue Gesundheitsbewegung
Auch der zweite und, wie es scheint, vorläufig letzte überregionale Ge-
sundheitstag, im Herbst 1981 in Hamburg, wurde mit mehr als 10000 Teil-
nehmern zurn Ausdruck einer neuen Gesundheitsbewegung. In ihr kommt
die Unzufriedenheit mit dem bestehenden System der Versorgung, der
Wunsch nach mehr Einfluß des Einzelnen auf seine Gesundheit und der
Wunsch nach einem sinnvollen Arbeitsplatz im Bereich Gesundheit zum
Ausdruck, der sowohl dem professionellen Helfer ein eigenverantwortlich
-gestaltetes Betätigungsfeld gibt als auch den kranken oder urn Rat suchen-
den Menschen als Subjekt präventiven therapeutischen Handelns begreift.
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